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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/2217 — 


Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Aufnahme von Krediten 
durch die Treuhandanstalt 
(Treuhandkreditaufnahmegesetz — THA KredG) 


A. Problem 

Durch Artikel 25 Abs. 4 des Einigungsvertrages wurde die Kredit- 
aufnahme der Treuhandanstalt in den Jahren 1990 und 1991 auf 
insgesamt 25 Mrd. DM begrenzt. Wegen des unabweisbaren 
weiteren Kreditbedarfs der Treuhandanstalt zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben ist eine Anschlußregelung für die Jahre 1992 bis 1994 
erforderlich. Außerdem sind die Möglichkeiten einer Reduzierung 
der Refinanzierungskosten der Treuhandanstalt noch nicht voll 
ausgeschöpft. 


B. Lösung 

Mit dem vorgelegten Gesetz sollen die Anschlußregelung für die 
Kreditaufnahme der Treuhandanstalt für die Jahre 1992 bis 1994 
geschaffen und die Refinanzierungsmöglichkeiten verbessert wer- 
den. 

Der Gesetzentwurf sieht im wesentlichen vor, 

— die Kreditaufnahme auf 30 Mrd. DM je Wirtschaftsjahr zu 
begrenzen, 

— bei unabweisbarem Mehrbedarf eine Überschreitung des Kre- 
ditrahmens um bis zu 8 Mrd. DM je Wirtschaftsjahr mit 
Einwilligung des Bundesministers der Finanzen und des Haus- 
haltsausschusses des Deutschen Bundestages zuzulassen, 
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— die Kreditaufnahme zu erleichtern und zu verbilligen durch die 
Haftung des Bundes für die von der Treuhandanstalt aufgenom- 
menen Kredite und Gleichstellung der Schuldverschreibungen 
der Treuhandanstalt mit denen des Bundes, seiner Sonderver- 
mögen und der Länder bezüglich der Zulassung an den Börsen, 
zum geregelten Markt und des öffentlichen Verkaufs, 

— die Einv^illigung des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages zur Inanspruchnahme des Kreditrahmens in 1993 
und 1994 einzuholen. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Die Haushalte der Gebietskörperschaften werden durch den 
Gesetzentwurf nicht belastet. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 12/2217 — 
anzunehmen. 

Bonn, den 3. Juni 1992 

Der Haushaltsausschuß 

Rudi Walther (Zierenberg) Arnulf Kriedner Helmut Wieczorek (Duisburg) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Arnulf Kriedner und Helmut Wieczorek (Duisburg) 


Der Gesetzentwurf der Bundesregierung (Drucksache 
12/2217) Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der 
Aufnahme von Krediten durch die Treuhandanstalt — 
wurde in der 86. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 20. März 1992 federführend an den Haushaltsaus- 
schuß und zur Mitberatung an den Finanzausschuß 
überwiesen. Zur Vorberatung des Gesetzentwurfs hat 
der Vorsitzende des Haushaltsausschusses die Vor- 
lage nüt Schreiben vom 30. März 1992 an den Unter- 
ausschuß Treuhandanstalt weitergeleitet, ln seiner 
23. Sitzung am 21. Mai 1992 hat der Unterausschuß 
Treuhandanstalt den Gesetzentwurf beraten und mit 
den Stimmen der Fraktion der CDU/CSU bei Enthal- 
tung der Fraktion der SPD und bei Abwesenheit der 
Fraktion der F.D.P. und der Vertreter der Gruppe der 
PDS/Linke Liste und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN dem Haushaltsausschuß die Annahme des 
Gesetzentwurfs empfohlen. 


1. Stellungnahme des mitberatenden 
Finanzausschusses 

Der Finanzausschuß hat den Gesetzentwurf in seiner 
Sitzung am 21. Mai 1992 beraten und einstimmig bei 
Abwesenheit der Gruppe der PDS/Linke Liste und der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beschlossen, die 
Annahme des Gesetzentwurfs zu empfehlen. 


2. Empfehlung des Haushaltsausschusses 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner 41. Sitzung am 

3. Juni 1992 die Vorlage beraten und dabei den 
Gesetzentwurf mit den Stimmen der Koalitionsfraktio- 
nen bei Enthaltung der Fraktion der SPD gegen die 
Stimme des Vertreters der Gruppe der PDS/Linke 
Liste und bei Abwesenheit des Vertreters der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Bei den Beratungen hoben die Koalitionsfraktionen 
hervor, daß die Treuhandanstalt als Unternehmen im 
Sinne der Bundeshaushaltsordnung grundsätzlich in 
eigener Verantwortung Kredite aufnehmen könne. 
Wegen der Volumina und Auswirkungen auf die 
Haushalte späterer Jahre sei aber schon jetzt die 
Fortschreibung der gesetzlichen Begrenzung der Kre- 
ditaufnahme erforderlich. Allerdings bedürfe es, 
wegen der Prognoseunsicherheit bei der Finanzvor- 
schau für die nächsten Jahre, einer flexiblen gesetzli- 
chen Regelung, die es ermögliche, daß ein unabweis- 
barer Mehrbedarf finanziert werden könne. Dem sei 
auch durch die Regelung, den Kreditrahmen um bis zu 
8 Mrd. DM zu überschreiten, Rechnung getragen 
worden. 

Ferner hoben die Koalitionsfraktionen hervor, daß im 
Hinbhck auf den Umfang der Kreditvolumina, die 
Einwilligung des Haushaltsausschusses für die Inan- 


spruchnahme des Kreditrahmens in den Jahren 1993 
und 1994 sowie für die Erweiterung des Kreditrah- 
mens bei unabweisbarem Mehrbedarf vorgesehen 
sei. In diesem Zusammenhang sei die Treuhandan- 
stalt gebeten worden, ihren Jahresplan 1993 frühzei- 
tig aufzustellen, damit er dem Haushaltsausschuß bei 
seinen Beratungen über den Bundeshaushalt 1993 
vorliege. 

Weiterhin wurde von den Koalitionsfraktionen ange- 
führt, daß mit der Haftung des Bundes für die Kredit- 
verbindlichkeiten der THA nach der Regelung in § 4 
für die THA ein nahezu dem Bund vergleichbares 
Standing erreicht werde. 

Darüber hinaus würde durch § 5, der die Schuldver- 
schreibungen der Treuhandanstalt mit denen des 
Bundes gleichstelle, die Kreditaufnahme der Treu- 
handanstalt weiter erleichtert, insbesondere durch die 
erleichterte Zulassung ihrer Schuldverschreibungen 
zum Börsenhandel. 

Des weiteren wurde von den Koalitionsfraktionen 
angeführt, daß die erforderliche Koordination zwi- 
schen THA und Bund bei der Kapitalbeschaffung 
durch den Bundesminister der Finanzen im Rahmen 
seiner Rechts- und Fachaufsicht sichergestellt sei, da 
die Kreditaufnahme nur in seinem Einvernehmen 
erfolge. Daher bedürfe es keiner gesonderten gesetz- 
lichen Bestimmung. 

Abschließend hoben die Koalitionsfraktionen hervor, 
daß die künftige Verteüung verbleibender Schulden 
der Treuhandanstalt durch den Gesetzentwurf nicht 
präjudiziert werde. Die Begründung des Gesetzes zu 
§ 4, wonach der Bund für die Treuhandkredite hafte, 
stelle das ausdrücklich klar. 

Die Fraktion der SPD betonte, daß eine Anschlußre- 
gelung für die Kreditaufnahme der THA notwendig 
sei. Die nüt dem Gesetzentwurf beabsichtigte Lösung 
könne aber von ihr nicht mitgetragen werden, so daß 
sie sich der Stimme enthalte. 

Die Fraktion der SPD betonte ferner, daß die Bundes- 
regierung mit diesem Gesetzentwurf teilweise die 
ostdeutsche Reahtät anerkenne. Danüt würde jedoch 
kein Beitrag zur Lösung der mit der Herstellung der 
deutschen Einheit verbundenen Finanzprobleme ge- 
leistet. 

Die Fraktion der SPD hob zudem hervor, daß die 
Bundesregierung ihrer Aufgabe, eine stabilitätsorien- 
tierte öffentliche Finanzwirtschaft zu betreiben, ver- 
nachlässige. Denn sie behalte den Nebenhaushalt 
Treuhandanstalt weiterhin bei, anstatt ein grundle- 
gendes Konzept zur Lösung des Verschuldungspro- 
blems zu entwickeln. Unstrittig müsse die Verschul- 
dung der Treuhandanstalt in Zukunft vom Staat über- 
nommen werden. Mit dem Gesetzentwurf werde aber 
die Lösung des Verschuldungsproblems nur zeitheh 
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aufgeschoben und somit die tatsächliche Gesamtbela- 
stung des Bundeshaushalts verschleiert. 

Darüber hinaus wies die Fraktion der SPD darauf hin, 
daß die Bewilligung eines derartigen Verschuldungs- 
volumens für einen Nebenhaushalt das parlamentari- 
sche Budgetrecht aushebele. Das zeige sich insbeson- 
dere in der Haltung der Bundesregierung, die dazu 
führe, daß der Haushaltsausschuß bzw. der Unteraus- 
schuß Treuhandanstalt nicht in die substantielle Bera- 
tung des Wirtschaftsplans der THA einbezogen 
werde. Die von der Bundesregierung gewollte pau- 
schale Kreditermächtigung sei deshalb durch eine 


begleitende institutioneile oder einzelfallbezogene 
Parlamentskontrolle zu ergänzen, um auf diesem Weg 
das Mitspracherecht des Parlaments bei finanzwirksa- 
men Entscheidungen der Treuhandanstalt zu stär- 
ken. 

Ferner hob die Fraktion der SPD hervor, daß mit der 
Kreditaufnahme — im vorgesehenen gesetzhchen 
Rahmen — zunehmend Zinszahlungen für bereits 
aufgenommene Kredite finanziert würden. Das 
bedeute eine steigende kreditäre Finanzierung von 
Zinsen, wobei keine bleibenden Werte mit der Neu- 
verschuldung geschaffen würden. 


Bonn, den 3. Juni 1992 


Arnulf Kriedner Helmut Wieczorek (Duisburg) 

Berichterstatter 
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